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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksachen 13/350, 13/774 Nr. 2 - 


Tierschutzbericht 1995 

„Bericht über den Stand der Entwicklung des Tierschutzes“ 


A. Problem 

Tierschutzfragen stehen häufig im Mittelpunkt der öffentlichen 
Diskussion. Es besteht ein Informationsdefizit der Öffentlichkeit 
hinsichtlich der nationalen sowie inter- und supranationalen 
Rechtsetzungsvorhaben und Aktivitäten im Bereich des Tier- 
schutzes. Es besteht ebenfalls ein Informationsdefizit hinsichtlich 
der Probleme und Erfahrungen beim Vollzug der Tierschutznor- 
men und der hieraus erwachsenden Probleme. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag gemäß 
§ 16d des Tierschutzgesetzes vom 18. August 1986, BGBl. I 
S. 1319, alle zwei Jahre einen Bericht über den Stand der Ent- 
wicklung des Tierschutzes vor. 

Kenntnisnahme des Berichtes und mehrheitliche Annahme der 
Entschließung 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehiung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht über den Stand der Entwicklung des Tierschutzes 
- Drucksache 13/350 - zur Kenntnis zu nehmen und 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß Fragen des Tierschut- 
zes immer häufiger im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion 
stehen. Ferner begrüßt er die Tatsache, daß sich viele Bürge- 
rinnen und Bürger mit Tierschutzfragen auseinandersetzen. 

Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß in den vergangenen 
Jahren auf Bundes- und Länderebene vielfältige Anstrengun- 
gen zum Schutz der Tiere und zur Verringerung von Tierver- 
suchen unternommen wurden und strenge gesetzliche Vor- 
schriften sowie Fortschritte im Bereich der Ersatz- und Er- 
gänzungsmethoden dazu geführt haben, daß die Zahl der 
Tierversuche kontinuierlich verringert werden konnte. 

Vorschriften zur Verbesserung der Haltungsbedingungen 
landwirtschaftlicher Nutztiere, wie beispielsweise die Kälber- 
haltungsverordnung, haben mit dazu beigetragen, in der 
Landwirtschaft die Umstellung auf tierfreundhchere Haltungs- 
verfahren durchzusetzen. Die Bundesregierung wird aufgefor- 
dert, sich weiterhin dafür einzusetzen, daß die Tierschutzanfor- 
derungen EU-weit auf hohem Niveau harmonisiert werden. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß der Vollzug 
tierschutzrechtlicher Bestimmungen, der den nach Landes- 
recht zuständigen Behörden obhegt, weiter verbessert werden 
sollte. Die Bundesländer werden daher aufgefordert, die zu- 
ständigen Behörden entsprechend den Anforderungen des 
Tierschutzgesetzes auszustatten und zu unterstützen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß es unter deutscher EU- 
Präsidentschaft gelungen ist, in vielen Bereichen weitgehend 
Übereinstimmung bei der Verbesserung der Tiertransporte zu er- 
reichen. Er bedauert, daß es auf europäischer Ebene noch zu kei- 
ner Einigung über eine angemessene Begrenzung der Transport- 
dauer gekommen ist, und unterstützt die Bundesregierung in ih- 
rem Bestreben, auf europäischer Ebene eine Lösung herbeizu- 
führen, die dem Tierschutzanliegen gerecht wird. 

Sollte eine Gemeinschaftslösung, die diesem Ziel entspricht, 
nicht durchsetzbar sein, muß die Bundesregierung national 
handeln. Der Deutsche Bundestag befürwortet das Vorhaben 
der Bundesregierung, das bestehende Tierschutzgesetz zu no- 
vellieren und weitere Rechtsverordnungen zu erlassen. Hierbei 
soll der Tierschutz mit Augenmaß weiterentwickelt werden. 


Bonn, den 31. Mai 1995 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter H. Carstensen (Nordstrand) Marianne Klappert 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Meinolf Michels 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Marianne Klappert und Meinolf Michels 


1. Beratungsgang 

Der Tierschutzbericht 1995 - Drucksache 13/350 - 
wurde mit Sammelliste vom 10. März 1995 - Druck- 
sache 13/774 Nr. 2 - dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend und zur 
Mitberatung dem Ausschuß für Gesundheit sowie 
dem Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat den Tierschutz- 
bericht 1995 in seiner 9. Sitzung am 27. April 1995 
beraten und einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat den 
Tierschutzbericht 1995 in seiner Sitzung am 10. Mai 
1995 einvernehmlich zur Kenntnis genommen. 

Der federführende Ausschuß hat den Tierschutzbe- 
richt 1995 - Drucksache 13/350 - in seiner 14. Sitzung 
am 17. Mai 1995 und in seiner 16. Sitzung am 31. Mai 
1995 beraten. 


2. Inhalt der Vorlage 

In ihrem Bericht legt die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag den Stand der Entwicklung 
des Tierschutzes vor. Inhaltliche Schwerpunkte des 
Berichts sind die Darstellung der in den Zuständig- 
keitsbereich der Bundesregierung fallenden natio- 
nalen und der unter ihrer Mitwirkung betriebenen 
intra- und supranationalen Rechtsetzungsvorhaben 
sowie die jetzt für die Jahre 1989 bis 1993 vorliegen- 
den Angaben über die verwendeten Versuchstiere. 
Außerdem wird wie in der Vergangenheit über Er- 
fahrungen der Länder, denen der Vollzug des Tier- 
schutzrechts obliegt, berichtet. Weiter wird darüber 
berichtet, wie weitere tierschutzpolitische Ziele er- 
reicht wurden. 


3. Beratung im 10. Ausschuß 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Bericht - Drucksache 13/350 - am 
17. Mai 1995 und am 31. Mai 1995 beraten. Der Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
war einvernehmlich der Auffassung, daß der Tier- 
schutzbericht der Bundesregierung zahlreiche posi- 
tive Tendenzen im Tierschutz aufzeige und daß Fra- 
gen des Tierschutzes immer häufiger im Mittelpunkt 
der öffentlichen Diskussion ständen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FD.P. haben 
einen eigenen Antrag auf Ausschuß-Drucksache 
13/139 eingebracht. Danach soll der Deutsche Bun- 
destag den Tierschutzbericht zustimmend zur Kennt- 
nis nehmen. 


Darüber hinaus soll der Deutsche Bundestag feststel- 
len, ebenso wie die Bundesregierung, daß Fragen 
des Tierschutzes immer häufiger im Mittelpunkt der 
öffentlichen Diskussion stehen, und begrüßt die Tat- 
sache, daß sich viele Bürgerinnen und Bürger mit 
Tierschutzfragen auseinandersetzen. 

Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß in den ver- 
gangenen Jahren auf Bundes- und Läriderebene 
vielfältige Anstrengungen zum Schutz der Tiere und 
zur Verringerung der Tierversuche unternommen 
wurden und strenge gesetzliche Vorschriften sowie 
Fortschritte im Bereich der Ersatz- und Ergänzungs- 
methoden dazu geführt haben, daß die Zahl der Tier- 
versuche kontinuierlich verringert werden konnte. 

Vorschriften zur Verbesserung der Haltungsbedin- 
gungen landwirtschaftlicher Nutztiere, wie beispiels- 
weise die Kälberhaltungsverordnung, haben mit da- 
zu beigetragen, in der Landwirtschaft die Umstel- 
lung auf tierfreundlichere Haltungsverfahren durch- 
zusetzen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
sich weiterhin dafür einzusetzen, daß die Tierschutz- 
anforderungen EU-weit auf hohem Niveau harmoni- 
siert werden. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 
der Vollzug tierschutzrechtlicher Bestimmungen, der 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden ob- 
liegt, weiter verbessert werden sollte. Die Bundes- 
länder werden daher aufgefordert, die zuständigen 
Behörden entsprechend den Anforderungen des 
Tierschutzgesetzes auszustatten und zu unterstüt- 
zen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß es unter deut- 
scher EU-Präsidentschaft gelungen ist, in vielen 
Bereichen weitgehend Übereinstimmung bei der 
Verbesserung der Tiertransporte zu erreichen. Er be- 
dauert, daß es auf europäischer Ebene noch zu kei- 
ner Einigung über eine angemessene Begrenzung 
der Transportdauer gekommen ist, und unterstützt 
die Bundesregierung in ihrem Bestreben, auf euro- 
päischer Ebene eine Lösung herbeizuführen, die 
dem Tierschutzanliegen gerecht wird. 

Sollte eine Gemeinschaftslösung, die diesem Ziel 
entspricht, nicht durchsetzbar sein, muß die Bundes- 
regierung national handeln. 

Der Deutsche Bundestag befürwortet das Vorhaben 
der Bundesregierung, das bestehende Tierschutzge- 
setz zu novellieren und weitere Rechtsverordnungen 
zu erlassen. Hierbei soll der Tierschutz mit Augen- 
maß weiterentwickelt werden. 

Die Fraktion der SPD entgegnete, daß sie nach- 
drücklich für die Aufnahme der zusätzlichen Forde- 
rung nach Einführung des Staatszieles „Tierschutz" 
in das Grundgesetz sei. Insoweit habe man einen 
eigenen Entschließungsantrag auf Ausschuß-Druck- 
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Sache 13/137 eingebracht. Danach wird u. a. von der 
Bundesregierung gefordert, daß sie sich auf EU- 
Ebene weiterhin für ein einheitlich hohes Tierschutz- 
niveau einsetzt. 

Der Deutsche Bundestag möge feststellen, daß der 
Tierschutzbericht der Bundesregierung zahlreiche 
Tendenzen im Tierschutz aufzeigt, denen aber im- 
mer noch ebenso zahlreiche ungelöste Probleme ent- 
gegenstehen. Vor allem in den Bereichen Intensiv- 
tierhaltung, Tiertransporte, Tierversuche seien keine 
wesentlichen Verbesserungen des Tierschutzes er- 
kennbar. Im übrigen solle der Deutsche Bundestag 
zustimmend zur Kenntnis nehmen, daß der einfach- 
gesetzliche Tierschutz häufig unter Verweis auf 
Grundrechte um seine Wirkung gebracht werde. Er 
sei deshalb der Auffassung, daß der Tierschutz mit 
einem eigenen Staatsziel in die Verfassung der Bun- 
desrepublik Deutschland aufgenommen werden 
müsse. Weiter soll der Deutsche Bundestag feststel- 
len, daß der Tierschutz immer wieder in Konkurrenz 
gesetzt werde zu ökonomischen Bedingungen und 
Erfordernissen und dabei häufig unterliege. Der 
Deutsche Bundestag fordere daher die Bundesregie- 
rung auf, dieser offensichtlichen Vorrangigkeit des 
Tierschutzes entgegenzuwirken und dem Tierschutz 
in allen tierschutzrechtlichen Bereichen mindestens 
den gleichen Stellenwert einzuräumen wie den Öko- 
nomischen Aspekten. Der Deutsche Bundestag solle 


im übrigen mit Bedauern feststellen, daß der Tier- 
schutz vor allem in nicht der EU angehörenden Län- 
dern Mittel- und Osteuropas nicht den ihm zukom- 
menden Stellenwert genieße. Er fordere daher die 
Bundesregierung auf, den Tierschutz in allen rele- 
vanten bilateralen und multilateralen Vereinbarun- 
gen mit diesen Ländern in angemessener Weise zu 
berücksichtigen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD - Ausschuß-Druck- 
sache 13/137 - wurde mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU bei Zustimmung der Antragsteller 
und der Gruppe der PDS und bei Stimmenthaltung 
der Fraktionen BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und 
FD. P mehrheitlich abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Ausschuß-Drucksache 13/139 - wurde mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Ablehnung 
durch die Fraktion der SPD und Stimmenthaltung 
der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. mehrheitlich angenommen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitten wir den Deutschen Bundes- 
tag, den Bericht über den Stand der Entwicklung des 
Tierschutzes - Drucksache 13/350 - zur Kenntnis zu 
nehmen und im übrigen dem Antrag auf Ausschuß- 
Drucksache 13/139 der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. zuzustimmen. 


Bonn, den 31. Mai 1995 


Marianne Klappert Meinolf Michels 

Berichterstatterin Berichterstatter 
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